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1 Planungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO) 

1.0 Außerkraftsetzung bisheriger Bebauungsvorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans werden alle innerhalb dieses Geltungsberei-
ches liegenden zeichnerischen und textlichen Bebauungsvorschriften und örtlichen 
Bauvorschriften des Bebauungsplanes „Süd“ aufgehoben und außer Kraft gesetzt und 
durch die nachfolgenden Regelungen ersetzt. 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 1 BauNVO) 

1.1.1 Festsetzung der Baugebiete (§ 1 Abs. 2 u. 3 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

MI : Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

1.1.2 Zulässig sind: 

MI: - Wohngebäude 

- Geschäfts- und Bürogebäude 

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes  

- sonstige Gewerbebetriebe 

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke 

1.1.3 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

MI: - keine 

1.1.4 Ausschluss allgemein zulässiger Nutzungen (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

Folgende allgemein zulässigen Nutzungen sind nicht zulässig: 

MI: - Gartenbaubetriebe 

- Tankstellen 

- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebiets, 
die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind 

1.1.5 Ausschluss ausnahmsweise zulässiger Nutzungen (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 

Folgende ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes und damit nicht zulässig: 

MI: - Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der in 
Absatz 2 Nr. 8 bezeichneten Teile des Gebietes 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16-21a BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 
Im Lageplan sind nach § 16 Abs. 2 BauNVO festgesetzt: 
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1. Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

2. Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

3. Anzahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

1.2.1 Höhe baulicher Anlagen 

(§ 18 BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 

Gebäudehöhe (GH): 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

Die max. Gebäudehöhe / Höhe baulicher Anlagen ist absolut in Meter über Normalnull 
(m ü. NN) festgelegt. 

Als maximale Gebäudehöhe / Höhe der baulichen Anlage wird festgesetzt: 

MI: 125,0 m ü. NN 

Anlagen für die Nutzung der Sonnenenergie (Solar- und Photovoltaikanlagen etc.) dür-
fen die max. Gebäudehöhe um 0,5 m überragen, sofern diese mind. 1,0 m von der Ge-
bäudeaußenwand zurückversetzt sind. 

1.2.2 Grundflächenzahl (GRZ) 

(§ 19 Abs. 1 BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Lageplan. 

Als maximale Grundflächenzahl (GRZ) wird festgesetzt: 

MI: 0,6 

Eine Überschreitung der GRZ ist für Tiefgaragen bis zu max. 0,9 zulässig, wenn diese 
mit einer bewuchsfähigen Erdüberdeckung versehen werden. 

1.2.3 Anzahl Vollgeschosse 

(§ 20 Abs. 1 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

Als maximale Anzahl von Vollgeschossen (VG) wird festgesetzt: 

MI: III 

1.3 Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 

o offene Bauweise (o) nach § 22 Abs. 2 BauNVO 

mit einer gem. § 22 Abs. 2 BauNVO maximalen Gebäudelänge von 50 m und 
seitlichem Grenzabstand. 

1.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Siehe Einzeichnung im Lageplan. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
bestimmt. 
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Tiefgaragen und sonstige unterirdische Gebäudeteile sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baufenster) zusätzlich in den dafür vorgesehenen Flächen (TGa) 
zulässig. 

Balkone und Terrassen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Bau-
fenster) zusätzlich in den dafür vorgesehenen Flächen (Balkon) zulässig. 

1.5 Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB / § 12 BauNVO) 

a) Stellplätze 

Oberirdische Stellplätze sind nur zwischen der Verkehrsflächen (Friedrichstraße) 
und der ersten parallel hierzu verlaufenden Baugrenze bzw. deren fiktiven Verlänge-
rung bis zur seitlichen Grundstücksgrenze zulässig. 

b) Garagen 

Oberirdische Garagen und Carports sind unzulässig. 

c) Tiefgaragen 

Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und der dafür 
vorgesehenen Fläche (TGa) zulässig. 
Eine Tiefgaragenzufahrt ist auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baufenster) / Flächen für Tiefgaragen zulässig. 

1.6 Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 + 22 BauGB u. § 14 BauNVO) 

a) Nebenanlagen als Gebäude 
(§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

Oberirdische und untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO 
als Gebäude (Schuppen, Gewächshäuser, Fahrradüberdachungen etc.) sind au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) in Summe nur bis zu 
einer Größe von max. 80 m³ Brutto-Rauminhalt und einer Höhe von 3,0 m allgemein 
zulässig. 
Diese müssen zu Grundstücksgrenzen von öffentlichen Verkehrsflächen einen Min-
destabstand von 2,5 m einhalten. 

b) Sonstige Nebenanlagen 

Oberirdische und untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO, 
die keine Gebäude sind (Zugänge, Treppen, Stützmauern, Werbeanlagen, Spielge-
räte, Müllbehälter etc.) sind in einem Abstandsbereich von 2,5 m zu den Grund-
stücksgrenzen von öffentlichen Verkehrsflächen nur bis zu einer Höhe von 0,8 m 
über dem angrenzenden Straßenniveau zulässig. 

c) Nebenanlagen zur Versorgung 

Die der Versorgung des Baugebiets dienende Nebenanlagen im Sinne von § 14 
Abs. 2 BauNVO (Telekommunikation, Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser, Abwasser 
etc.) sind als Ausnahme zulässig. 

1.7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
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a) Interne Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen 

� Eine Rodung evtl. vorhandener Gehölze im Plangebiet ist nur im Zeitraum von 
01. Oktober bis einschließlich 28. Februar zulässig. 

� Der Oberboden innerhalb des Baufeldes und evtl. Lagerflächen ist vor Baube-
ginn fachgerecht abzutragen, seitlich zu lagern und nach der Baumaßnahme auf 
dem Baugrundstück wieder einzubauen. 

� Außenbeleuchtungen (Straßenbeleuchtungen etc.) müssen mit Insektenfreundli-
chen Leuchtmitteln ausgeführt werden 

� PKW-Stellplätze und deren Zufahrten sind aus wasserdurchlässigen Belägen 
herzustellen (siehe Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen) 

� Reduzierung von Versiegelungen / Verbot von flächenhaften Schotterungen 
(siehe Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen) 

� Bepflanzung der nicht überbauten Grundstücksflächen und Eingrünung des 
Baugebietes (siehe Pflanzgebot 1) 

� Dachbegrünungen (siehe Pflanzgebot 2) 

� Begrünung von Tiefgaragen (siehe Pflanzgebot 3) 

� Nisthilfen / Insektenhotel (Maßnahme A1) 

Je Baugrundstück sind mind. 3 geeignete Nisthilfen mit Katzen- und Marder-
schutz für Höhlenbrüter etc. dauerhaft anzubringen und zu unterhalten. 
Alternativ kann auch ein Insektenhotel mit mind. 0,25 m² Fläche angebracht und 
dauerhaft unterhalten werden. 

Empfehlung (Nisthilfe): 

- Nisthöhle mit Fluglochweite 30 x 45 mm (Meisen, Gartenrotschwanz, 
Schnäpper, Sperling etc.) mit Rückzugswinkel für Fledermäuse 

- Nisthöhle mit Fluglochweite 27 mm (div. Meisen etc.) mit Rückzugswinkel für 
Fledermäuse 

- Nischenbrüterhöhle Fluglochweite 30 x 50 mm (Rotschwanz, Bachstelze, 
Grauschnäpper etc.) 

� Wesentliche Abbruch- und Freilegungsarbeiten (Entfernung von größeren / meh-
reren Gebäuden und Bäumen etc.) sind artenschutzrechtlich vorab gutachterlich 
untersuchen oder während der Maßnahmen baubiologisch begleiten zu lassen. 

1.8 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (Pflanzgebot) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a in Verb. mit § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Siehe Einzeichnungen im Lageplan. 

Die eingezeichneten Baumstandorte sind geringfügig variabel, die Art und Anzahl je 
Baugrundstück ist verbindlich einzuhalten. 

Hinweis: Abgehende Bepflanzungen sind innerhalb einer Vegetationsperiode ent-

sprechend zu ersetzen. 

Hinweis:  Die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes Baden-Württemberg (NRG) 
zu Pflanzabständen etc. sind zu beachten. 

a) Pflanzgebot 1 (PFG 1) 
Durchgrünung des Baugebietes 
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Anpflanzung von Laubgehölzen gem. Einzeichnung im Lageplan. 

Dauerhafte Anpflanzung und Erhaltung eines mind. klein- bis mittelkroni-
gen heimischen Obst- oder Laubbaums (kein Nadelbaum). 

b) Pflanzgebot 2 (PFG 2) 
Dachbegrünung 

Flachdächer und flach geneigte Dächer von Gebäuden (einschließlich Garagen und 
Carports) bis einschließlich 10° Dachneigung sind dauerhaft extensiv zu begrünen. 
Terrassen, Lichtkuppeln, technische Aufbauten (Klima- und Lüftungsgeräte, Aufzü-
ge etc.) sind bis zu max. 25 % der Dachfläche ohne Begrünung zulässig. 
Der Aufbau der Substratschicht muss mind. 12 cm betragen und ist mit einer tro-
ckenheitsverträglichen und widerstandsfähigen sowie artenreichen, buntblühenden 
und rasenbildenden Saatgutmischung einzusäen und dauerhaft zu unterhalten. 

c) Pflanzgebot 3 (PFG 3) 
Tiefgaragenbegrünung 

Tiefgaragen sind außerhalb der überbaren Grundstücksflächen (Baufenster) mit ei-
ner mind. 50 cm dicken Erdüberdeckung zu versehen und mit Ausnahme der not-
wendigen Zugänge, Zufahrten, Terrassen etc. gärtnerisch anzulegen und dauerhaft 
zu unterhalten. 

 
 
 

Ausfertigungsvermerk 
 
Aufgestellt und ausgefertigt 
 
Dossenheim, den 05.07.2021 
 
 
 
____________________________ 
David Faulhaber, Bürgermeister 
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2 Örtliche Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

2.1 Äußere Gestaltung 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Zusammengebaute Gebäude (Doppel- und Reihenhäuser etc.) sind durchgängig mit 
der gleichen Dachform und Dachneigung zu errichten und gestalterisch aufeinander 
abzustimmen. 

2.1.1 Dächer 

a) Dachformen 

Folgende Dachformen für die Hauptdächer sind zulässig: 

MI: Flachdach (FD) 

a) Dachdeckung 

Schadstoffabgebende Dachdeckungen aus Zink, Blei, Kupfer etc. sind unzulässig. 
Photovoltaik und Solaranlagen sind grundsätzlich zulässig. 

b) Dachbegrünung 

Flachdächer sind dauerhaft extensiv zu begrünen 
(siehe Pflanzgebot 2). 

2.1.2 Fassaden 

Fassaden sind in hellen und ortstypischen Farbtönen zu halten. 
Grelle oder dunkle Farben (anthrazit, schwarz etc.), stark glänzende, reflektierende oder 
schadstoffabgebende Materialien sind unzulässig. 

2.2 Werbeanlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Hinweis:  Das Plangebiet liegt innerhalb der Werbeanlagensatzung der Gemeinde 

Dossenheim, welche in der jeweils gültigen Fassung maßgebend ist  
(derzeitiger Stand 04.10.2013). 

2.3 Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Gestaltung der unbebauten Flächen 

Die nicht überbauten Flächen mit Ausnahme der Flächen für Zugänge, Zufahrten, Ne-
benanlagen und Stellplätze sind als Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen und zu un-
terhalten. 
Lose Material- und Steinschüttungen bzw. flächenhafte Schotterungen (Schottergärten) 
sind unzulässig. 
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2.3.2 Stellplätze 

Stellplätze und Zufahrten sind wasserdurchlässig z. Bsp. aus haufwerksporigen Steinen 
(mit wasserdurchlässigen Hohlräumen), Sickerfugen-, Rasengitterpflaster oder Schot-
terrasen auf Kies-, Sand- oder Schotterbetten herzustellen. 

2.3.3 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 

Aufschüttungen und Stützmauern sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen (Baufenster + Nebenanlagenbaufenster) nur bis zu einer Höhe von 1,0 m zuläs-
sig. 
In einem Abstandsbereich von 2,5 m zu bzw. entlang von öffentlichen Verkehrsflächen 
nur bis max. 0,8 m Höhe über der Verkehrsfläche. 

Ausnahme: Als Ausnahme können für Angleichungen an die Verkehrsflächen, Zu-
gänge, Zufahrten, Stellplätze, Lichthöfe etc. oder zur Gartengestaltung 
bzw. wenn die Topographie dies bautechnisch sinnvoller Weise erfordert, 
höhere Auffüllungen oder Abgrabungen und Stützmauern zugelassen 
werden. 

2.3.4 Einfriedungen 

Die Höhe aller Einfriedungen in einem Abstandsbereich von 2,5 m zu Grundstücksgren-
zen von öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen darf 0,8 m nicht überschreiten. 

2.4 Außenantennen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist nur eine Gemeinschaftssatellitenanlage zulässig. 
Wird die Informationsfreiheit wegen wichtiger nicht empfangbarer Informationskanäle 
eingeschränkt, kann als Ausnahme eine weitere Außenanlage zugelassen werden. 
Parabolantennen sind nur auf Dächern und an Gebäudewänden zulässig. Sie müssen 
grundsätzlich farblich auf die Fassade bzw. Dacheindeckung angepasst werden. 

2.5 Niederspannungsfreileitungen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungs- und Telekommunikationsfreileitungen sind unzulässig. 

2.6 Stellplatzverpflichtung 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LBO) 

Die Zahl der notwendigen Stellplätze wird wie folgt bestimmt: 

- pro Wohnung:  1,0 Stellplätze 

2.7 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 

(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

a) Retentions- / Pufferzisternen 

Für unverschmutztes Niederschlagswasser ist eine Zisterne mit einem Volumen von 
mind. 2,0 m³ je 100 m² Dachfläche und einem gedrosselten, permanent offenen Ab-
fluss von 0,15 bis 0,20 l/s je 100 m² abflusswirksamer Fläche herzustellen, welcher 
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an die öffentliche Kanalisation anzuschließen oder auf dem Grundstück selbst über 
eine belebte Bodenschicht zu versickern ist. 

 

Hinweis: Es wird empfohlen Kombizisternen zu verbauen, welche im unteren, tiefer-
liegenden Teil ein entsprechendes Dauerstauvolumen für die häusliche 

Nutzung / Gartenbewässerung aufweisen und darüber im oberen Teil das 

temporäre Stauvolumen vorhalten, welches nach einem Regen durch den 

ständig offen zu haltenden, gedrosselten Ablauf langsam entleert und so-

mit beim nächsten stärkeren Regenereignis zur Entlastung des Kanalnet-

zes wieder zeitweise angestaut wird. 

 
 

Ausfertigungsvermerk 
 
Aufgestellt und ausgefertigt 
 
Dossenheim, den 05.07.2021 
 
 
 
____________________________ 
David Faulhaber, Bürgermeister 
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3 Nachrichtliche Übernahme / Hinweise 

3.1 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvor-
schriften können gem. § 75 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 LBO als Ordnungswidrigkeit mit ei-
ner Geldbuße bis zu 100.000 Euro geahndet werden. 

3.2 Duldungspflicht 

Die Grundstückseigentümer haben nach § 126 BauGB die Anbringung von Straßenbe-
leuchtungseinrichtungen und Verkehrsschildern zu dulden. 

Aus den ggf. im Lageplan eingezeichneten Böschungen entlang der Verkehrsflächen 
kann der Höhenunterschied zwischen der geplanten Verkehrsfläche und dem beste-
henden Gelände der angrenzenden Grundstücke abgeschätzt werden. 
I.d.R. verbleibt ein Seitenstreifen von ca. 0,5 m horizontal und die Böschungen werden 
mit einer Neigung von bis zu 1:2 hergestellt. 
Die unabdingbar notwendigen unterirdischen Betonstützen für die Randsteine / Rabat-
tenplatten entlang der Verkehrsflächen ragen i.d.R. bis zu einer Breite von ca. 0,25 m 
und einer Tiefe von ca. 0,5 m in die angrenzenden Grundstücke. 

3.3 Artenschutz 

Gemäß § 39 BNatSchG sind in der Zeit zwischen 01. März und 30. September an den 
im BNatSchG erfassten Bäumen und Gehölzen wesentliche Eingriffe oder Fällungen 
verboten. 
Vor einer Fällungen von bestehenden Bäumen oder dem Abbruch von bestehenden 
Gebäuden sind diese stets auf vorhandene Habitatpotentiale (Astlöcher, Baumspalten 
etc.) und das Vorkommen von evtl. dort lebenden Tieren (Vögel, Fledermäuse, Insekten 
etc.) hin zu überprüfen und bei einem positiven Befund entsprechend geeignete Siche-
rungs- / Schutzmaßnahmen zu ergreifen bzw. der Eingriff ist bis zum Verlassen der Tie-
re zu verschieben. 
 
Bei Lichtschächten, Kellertreppen, Regenfallrohren und Lüftungsrohren o. ä. werden 
entsprechende Vorkehrungen zum Schutz für Insekten, Amphibien und andere Kleintie-
re sowie an großflächigen Glas- und Fensterflächen zur Gefahrenabwehr für Vögel und 
Fledermäuse empfohlen. 
 
Werden bei Abbruch- oder Bauarbeiten Fledermäuse entdeckt oder verletzt, sollte die 
Arbeitsgemeinschaft Fledermausschutz Baden-Württemberg e.V. (www.agf-bw.de) kon-
taktiert werden. Die AG Fledermausschutz stellt unter dieser Adresse ein Nottelefon und 
weitere Information für den Umgang mit aufgefundenen oder verletzten Fledermäusen 
zur Verfügung. 

3.4 Baugrund 

Den privaten Bauherren wird die Erstellung einer objektbezogene Baugrunduntersu-
chung nach DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 sowie eine Baugrubenabnahme durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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3.5 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Landes- Bodenschutz- und Altlas-
tengesetzes (LBodSchAG) wird hingewiesen. 
Anfallender humoser Oberboden ist vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen und 
vor Beginn der Arbeiten abzutragen und einer Wiederverwertung zuzuführen. 
Sollten bei der Durchführung von Bodenarbeiten (Erschließungsarbeiten, Erdarbeiten 
und/oder bei generellen Eingriffen in den Untergrund etc.) Verunreinigungen des Bo-
dens und/oder geruchliche und organoleptische Auffälligkeiten bemerkt werden, ist die 
zuständige Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde beim Landratsamt Rhein-
Neckar-Kreis unverzüglich zu verständigen. 
 
Bei allen Baumaßnahmen sind der natürliche Oberboden sowie der kulturfähige Unter-
boden gemäß DIN 18915 zu sichern. Humoser Oberboden (Mutterboden) und Unterbo-
den sind getrennt auszubauen, in nutzbarem Zustand zu erhalten, vorrangig einer Wie-
derverwendung zuzuführen und bis dahin getrennt zu lagern. Bevorzugt sind die Ober-
böden auf den Baugrundstücken zwischenzulagern und dort im Rahmen der Gelän-
deaußengestaltung wieder einzubauen. Dadurch wird eine Verschlechterung, Verbrin-
gung und ggf. Entsorgung der hochwertigen Böden vermieden. 

Die anfallenden Erdaushubmassen, insbesondere aus einem Tiefgaragenaushub, sind 
vorrangig im Plangebiet zu belassen (z.B. Unterbodenmaterial aus Baugrubenaushub 
als Aufschüttungsmaterial verwenden). Sofern das anfallende Bodenmaterial nicht an 
Ort und Stelle wiedereingebaut werden kann, ist es in einem nutzbaren Zustand zu er-
halten und einer geordneten Wiederverwertung zuzuführen. 

Als Bodenlager sind ordnungsgemäße Mieten (getrennt noch Ober- und Unterboden) 
vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten 
(Schütthöhe max. 2 m, Schutz vor Vernässung etc.). 

Als Aufschüttungsmaterial dürfen kein belastetes Bodenmaterial und kein Oberboden 
verwendet werden. 

Im Sinne des vorsorgenden Bodenschutzes sind anfallende Baustellenabfälle (z.B. Foli-
en, Farben, u.a.) und nichtmineralischer Bauschutt ordnungsgemäß zu entsorgen und 
dürfen nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben etc.) benutzt 
werden (§§ 3 und 4 AbfG). Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwertung zuzufüh-
ren (Recycling). 
Auch in unbebauten Bereichen darf keine Vermischung des Bodens mit Bauschutt und 
Abfall stattfinden. 

3.6 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde 
umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Ke-
ramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 
auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzei-
ge in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder 
das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2 – Operative Archäologie) mit einer Ver-
kürzung der Frist einverstanden ist. 
Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 
Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
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Auf mögliche Kostentragungspflichten von Investoren und Bauherren für eventuell not-
wendige Sondierungsmaßnahmen und Rettungsgrabungen, bzw. baubegleitende Be-
fundaufnahmen wird vorsorglich hingewiesen. 

3.7 Grundwasser 

Sollte im Zuge der Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden (wassergesättigter 
Bereich), so ist dieser Aufschluss unverzüglich beim Landratsamt, Amt für Wasser- und 
Bodenschutz, anzuzeigen. (§ 49 Abs. 2 und 3 Wasserhaushaltsgesetz WHG i. V. m. § 43 
Abs. 6 Wassergesetz WG für Baden-Württemberg). 
Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) bedarf einer was-
serrechtlichen Erlaubnis. Diese ist beim Amt für Wasser- und Bodenschutz zu beantra-
gen. 
Unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulie-
rung des Grundwassers mit dauernder Ableitung / Absenkung des Grundwassers nicht 
zulässig (§ 9 WHG). Anfallendes Hangwasser bzw. Schichtwasser ist vor Ort zu versi-
ckern. 
Bauwerksteile im Grundwasser- und Grundwasserschwankungsbereich sind druckwas-
serdicht nach DIN 18195, Teil 6, Abschnitt 8 oder als weiße Wanne auszuführen. 
Das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser stellt eine Benutzung eines Gewässers 
dar (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG) und bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Abs. 
1 WHG. 
Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind mit Sperrriegeln 
so zu versehen, dass über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird. 
Tiefgaragen sind so herzustellen, dass ein Versickern von Flüssigkeiten in den Unter-
grund, die von den dort parkenden Kraftfahrzeugen abtropfen, ausgeschlossen ist. 
 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu 
rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Wasserrechtsamt, anzuzeigen. Ak-
tuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten und Kartendienst der 
LUBW http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ erhältlich. Direktauskünfte zu 
Grundwasserständen erteilt das Regierungspräsidium Karlsruhe. 

Bohrungen die ins Grundwasser eindringen, das Einbringen von Stoffen ins Grundwas-
ser und die Entnahme von Grundwasser zum Zweck der Wasserhaltung bedürfen einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis, die rechtzeitig vor Baubeginn beim Wasserrechtsamt zu 
beantragen sind. 

Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in Oberflä-
chengewässer sind nicht erlaubt. 

Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die Arbeiten, die 
zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das Wasserrechtsamt 
zu verständigen. 

Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung der Nie-
derschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten. 

Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser, die ein dauerhaftes Vermindern 
oder Durchstoßen von stauenden, das Grundwasser schützenden Deckschichten zur 
Folge haben, sind nur in begründeten Ausnahmefällen und durch den Einsatz von defi-
niertem Filtermaterial (z. B. DiBt-zugelassenes Filtersubstrat, belebte Bodenschicht, 
carbonathaltiger Sand) möglich. 
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Zum Schutz vor Bohr- oder Georisiken/ des tieferen Grundwasserleiters besteht im Pla-
nungsgebiet eine Bohrtiefenbegrenzung. Dies ist bspw. bei der Nutzbarmachung ober-
flächennaher Geothermie zu berücksichtigen. Die Errichtung und der Betrieb einer Erd-
wärmesondenanlage bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis, diese ist beim Wasser-
rechtsamt rechtzeitig zu beantragen. 
Wir empfehlen daher eine frühzeitige Kontaktaufnahme. 

3.8 Niederschlagswasserbeseitigung / Regenwasserbewirtschaftung 

Gemäß § 55, Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlagswasser ortsnah 
versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtli-
che noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 
Maßgebend hierzu ist die Verordnung des UVM über die dezentrale Beseitigung von 
Niederschlagswasser vom 22.03.1999.  
Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden auf 
mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert wird. 
Für eine dezentrale Versickerung sind i. d. Regel mind. 10 % der angeschlossenen ab-
flusswirksamen Flächen erforderlich. Die Versickerungsmulde sollte ggfs. über einen 
Notüberlauf zur schadlosen Ableitung des Niederschlagswassers zur örtlichen Kanalisa-
tion verfügen. 
Der Abstand zum höchsten Grundwasserstand muss dabei mindestens 1 Meter betra-
gen. 
Das Versickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen bedarf einer was-
serrechtlichen Erlaubnis. 

Niederschlagswasser darf nach § 1 der o.g. Verordnung erlaubnisfrei versickert oder als 
Gemeingebrauch in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden wenn es von fol-
genden Flächen stammt:  

- Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten und Industriege-
bieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen, 

- befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, handwerklich und 
industriell genutzten Flächen,  

- öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohngebieten dienen, 
und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlossenen Ortslage mit Ausnahme der 
Fahrbahnen und Parkplätze von mehr als 2-streifigen Straßen.  

- beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestandteil einer öf-
fentlichen Straße sind.  

Es wird empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Versickerungsfä-
higkeit hin zu untersuchen. 
PKW-Stellplätze sollten wasserdurchlässig gestaltet werden. Das kann auch für Berei-
che gelten, auf denen unbelastetes Niederschlagswasser anfällt.  
Es wird empfohlen, alle bestehenden flach geneigten Dächer, die zur Sanierung anste-
hen, zu begrünen.  

In festgesetzten und vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten sind die Anfor-
derungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV-Bundesverordnung) zu beachten. 

In Wasserschutzgebieten sind die Auflagen der jeweiligen  Schutzgebietsverordnung zu 
beachten. 
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3.9 Zisternen / Brauchwasseranlagen 

Bei der Nutzung von Zisternenwasser im häuslichen Bereich muss das DVGW Arbeits-
blatt W 555 des § 13 Abs. 3 und § 17 der Trinkwasserverordnung beachtet werden. 
Auf die Anzeigepflicht von Zisternen und Brauchwasseranlagen wird hingewiesen. 

3.10 Wärmepumpen, Klima-, Kühl- und Lüftungsgeräte 

Zur Vorbeugung von Lärmbeschwerden, die von stationären Geräten wie Klima-, Kühl-, 
Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke oder deren nach 
außen gerichtete Komponenten ausgehen, wird auf die Einhaltung der Grundsätze des 
„Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" 
hingewiesen. 
Die in Tabelle 1 des Leitfadens genannten Abstände zu maßgeblichen Immissionsorten 
und die jeweiligen Beurteilungspegel sind einzuhalten. 

3.11 Altablagerungen / Altlasten 

Die Flurstücke 3544 und 3545, Gemarkung Dossenheim, sind als Teil des Altstandorts 
„Spezialfabrik für Elektrotechnik W. Dieterich und Elektro-Wärmegerätebau GmbH, 
69221 Dossenheim, Friedrichstr. 89-91a“ unter der Obj.-Nr. 05875-000 im Bodenschutz- 
und Altlastenkataster (BAK) erfasst. 
Auf Grundlage der vorliegenden Datenbasis und der am Standort verwendeten Stoffe 
kann das Kontaminationsrisiko von der Bodenschutzbehörde als sehr gering eingestuft 
werden. Aus den erhobenen Daten lassen sich keine Anhaltspunkte für erhebliche 
Schadstoffeinträge oder das mögliche Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung 
ableiten. Der Altstandort wird deshalb als sogenannten „A“-Fall (Ausscheiden) unter der 
Obj.-Nr. 05875-000 im Altlastenkataster aufgenommen. 
Allerdings wird darauf hingewiesen, dass mit der Einstufung in die  Handlungskategorie 
„A“ keine rechtliche Garantie der Behörde für die Altlasten- und Schadstofffreiheit der 
Grundstücke verbunden ist. Es wird lediglich zum Ausdruck gebracht, dass aus der 
durchgeführten Historischen Erkundung keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Altlast im Sinne des §3 Abs. 1 BBodSchV hervorgegangen sind und daher eine techni-
sche Erkundung bisher nicht für erforderlich gehalten wurde. 
Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die Grundstücke bzw. bestehenden Gebäude nach 
der bisher vorliegenden Bewertung im Jahr 2010 bis dato über weitere 10 Jahre ge-
werblich / industriell genutzt worden sind. Detailkenntnisse zu stattgefundenen Nutzun-
gen und ggf. deren Altlastenrelevanz liegen nicht vor. Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer Altlast, die sich aus Folgenutzungen ergeben könnten, sind deshalb nicht grund-
sätzlich auszuschließen. 
Weiter Erkundungen sind daher ggf. je nach geplante Nutzung vorzunehmen. 


